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Alexander Begert

Deutsche Außenpolitik
von Bismarck bis Hitler

Einleitung
Das vorliegende Heft will die Brüche und
Kontinuitäten in der Außenpolitik des
Deutschen Reiches behandeln und auf-
zeigen. Sicherung des Bestehenden,
Streben nach Weltgeltung, Bemühen
um den Wiederaufstieg und schließlich
Kampf um die Weltherrschaft, das sind
die vier Phasen deutscher Außenpolitik
in der Zeit von 1871–1945. Bündnisse,
Aufrüstung, Drohungen und Verhand-
lungen waren die jeweiligen Mittel, um
die Ziele zu erreichen. So unterschied-
lich Mittel und Ziele waren, so unter-
schiedlich war auch der jeweilige Erfolg.

Das deutsche Kaiserreich unter Bis-
marck
Mit der Gründung des Deutschen Rei-
ches 1871 änderten sich die Paradigmen
der europäischen Außenpolitik. Aus der
kleinsten der fünf Großmächte wurde
die größte. Großbritannien sah die ba-
lance of power bedroht, man fürchtete
eine deutsche Hegemonie auf dem Kon-
tinent. Bismarck als leitender Staats-
mann der „verspäteten Nation“ sah wie-
derum die Problematik, das Erreichte zu
bewahren. Die prekäre Mittellage des
Reiches zwischen den Großmächten
Russland und den in den Kriegen von
1866 und 1870/71 besiegten Österreich
und Frankreich bestimmte von Anfang
an sein Denken.
Für ihn hatte Deutschland nichts mehr
zu gewinnen, nur zu verlieren. Frank-
reich war auf Revanche bedacht und
stand als Feind fest. Bismarcks Test der
internationalen Lage in der „Krieg-in-
Sicht-Krise“ 1875 zeigte ihm, dass die
Zeit militärischer Konflikte, in denen
Deutschland nur einem einzigen, isolier-
ten Gegner gegenüberstand, vorüber
war. Einen weiteren Machtausbau wür-
den die anderen Großmächte nicht
mehr zulassen. Da ohnehin keine weite-
re Expansion sinnvoll erschien, konzent-

rierte sich Bismarck auf eine friedenser-
haltende Außenpolitik, die das Deutsche
Reich durch zahlreiche Bündnisse absi-
chern sollte. Seine Doktrin war, dass alle
Staaten (außer Frankreich) des deut-
schen Partners bedürften, aber unterei-
nander in Rivalität lebten. Dies setzte er
auch politisch weitgehend um. Bündnis-
se und Abkommen mit Russland, Öster-
reich-Ungarn, Italien, Rumänien und zu-
mindest indirekt auch Großbritannien
isolierten Frankreich.

DieWilhelminische Ära
Kaum war Bismarck 1890 entlassen wor-
den, wurde sein Bündnissystem „verein-
facht“ und „ehrlicher“, so die Meinung
des Kaisers und seiner führenden Politi-
ker. Man entledigte sich des russischen
Partners, da man in ihm ohnehin einen
künftigen Feind sah undweilman die Ab-
machungen als unvereinbar mit dem
deutsch-österreichischen Bündnis an-
sah. Auf Österreich-Ungarn als einzigen
potenten Bundesgenossen wurde das
Deutsche Reich dann auch schließlich
beschränkt, was es von diesem abhängig
machte und 1914 zum sogenannten
„Blankoscheck“ und dann zum Ausbruch
des ErstenWeltkrieges führte.
Die Annäherung an Großbritannien, die
der Kaiser durchaus auch aus persönli-
cher Neigung anstrebte, misslang, da
Wilhelm II. das Reich zu einer Welt-
macht machen wollte. Hierzu strebte er
nicht nur nach Stützpunkten im Pazifik
sondern auch nach einer großen Flotte.
Beides kollidierte mit britischen Interes-
sen, obwohl man in Berlin sogar auf die
groteske Idee kam, Großbritannien ge-
rade wegen der deutschen Flotte als
Bündnispartner gewinnen zu können.
Es war schlicht für Berlin nicht vorstell-
bar, dass sich London mit Paris und
Sankt Petersburg verständigen könnte,
was dann aber 1904 und 1907 dennoch
geschah.

Das Reich sah sich daraufhin zuneh-
mend „eingekreist“, obwohl es doch
selbst für die sich bildenden Koalitionen
verantwortlich war. Alle Staaten rüste-
ten für den großen Krieg, der wie ein rei-
nigendes Gewitter die Situation klären
sollte. 1914 war es soweit, doch nach
Kriegsende sollte nichts mehr so sein
wie zuvor.

DieWeimarer Republik
Mit der vollständigen Niederlage und der
Kapitulation 1918 war es mit der Groß-
machtrolle Deutschlands zunächst ein-
mal vorbei. Mit dem Versailler Vertrag
sollte das Reich als Machtfaktor für eine
lange Zeit, wenn nicht für immer, ausge-
schaltet werden. Frankreich erhoffte sich
für die Zukunft Sicherheit an seinerWest-
grenze vor deutschenÜberfällen.
Dagegen war es parteiübergreifender
Konsens in der deutschen Republik, dass
die Bestimmungen des Versailler Vertra-
ges zu hart waren und diese außer Kraft
gesetzt werden mussten. „Revision des
Schanddiktats“ war das Schlagwort jener
Zeit. Aber das Reich war machtlos und
hatte nur die diplomatische Karte zu spie-
len. Dabei wurde die deutsche Position
1922 entscheidend durch ein Abkommen
mit dem sowjetischen Russland verbes-
sert. In der Folge konnte man auch mit
denWestmächten insGesprächkommen.
Unter der Ägide des größten deutschen
Staatsmannes der Weimarer Republik,
Gustav Stresemann, wurden die außen-
politischen Chancen genutzt. Eine Annä-
herung an Frankreich und die Anerken-
nung von dessen Sicherheitsbedürfnis
führten 1925 zum Vertrag von Locarno
mit der Garantie der bestehenden West-
grenzen und der Aufnahme Deutsch-
lands als ständiges Mitglied in den Rat
des Völkerbundes. Vergleichbares lehn-
te Stresemann jedoch –wie die gesamte
politische Klasse – hinsichtlich Polens
und dessen Grenzen ab. Eine Ostrevisi-
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on musste es in irgendeiner Form auch
für die Gemäßigten geben.
Das behutsame, diplomatische Vorgehen
Stresemanns wurde dadurch gekrönt,
dass die Besetzung des Rheinlandes vor-
zeitig beendet wurde. Auch nach seinem
Tod1929wurdenweitere Fortschritte ge-
macht. So wurden die immensen Repa-
rationsforderungen seitens der Alliierten
aufgegeben und dem Deutschen Reich,
zwei Monate vor Hitlers Machtergreifung,
formal die militärische Gleichberechti-
gung zugestanden.

Das Dritte Reich
Allerdings blieben immer noch die massi-
ven Rüstungsbeschränkungen bestehen
(100.000 Mann-Heer, Entmilitarisierung
desRheinlandesetc.) sowiedie immensen
Gebietsabtretungen. Dies zu revidieren
blieb Hitler vorbehalten, der die Politik
der kleinen Schritte stets propagandis-
tisch bekämpft hatte und seinen Wähler-
zuspruch nicht zuletzt seinem Verspre-
chen verdankte, Deutschland wieder zu
alter Größe zu führen und dabei den Ver-
sailler Vertrag zu „zerreißen“.
Zunächst aber hatte auch Hitler keiner-
lei Möglichkeiten für eine militärische
Konfrontation, wenngleich sie unmiss-
verständlich sein Ziel war. So musste er
Friedensbereitschaft und den Wunsch
nach Verständigung heucheln, um
gleichzeitig eine Revision nach der an-
deren vorzunehmen. Begonnen hat er
mit dem Austritt aus dem Völkerbund,
um sich den Rüstungskontrollen und

Abrüstungsverhandlungen zu entzie-
hen. Hitler stellte dies jedoch so dar,
dass nicht etwa er einen Affront began-
gen habe, sondern die Westmächte mit
der Verweigerung einer Gleichbehand-
lung Deutschlands. Ähnlich ging Hitler
bei der Aufrüstung und der Besetzung
des Rheinlandes vor. Später, beim An-
schluss Österreichs und dem „Protekto-
rat Böhmen und Mähren“, wurden die
Okkupationen als Wunsch der dortigen
Regierungen dargestellt.
Statt auf die Völkergemeinschaft zu set-
zen undmultilaterale Verträge zu schlie-
ßen, waren bilaterale Abkommen Hit-
lers Taktik. Dabei vollzog Hitler einen
Paradigmenwechsel der deutschen
Außenpolitik, als er einen Nichtangriffs-
pakt mit Polen schloss. Es ist wichtig da-
rauf hinzuweisen, dass dieser Vertrag
nicht etwa, wie der deutsch-sowjetische
Nichtangriffspakt von 1939, eine bloße
Täuschung und Irreführung aus takti-
schen Gründen war, die zu gegebener
Zeit negiert werden sollte. Hitler war,
wie neuere Forschungen nachhaltig be-
legen, in der Tat ursprünglich nicht an
einer Auseinandersetzung mit Polen in-
teressiert, sondern wollte Polen als Ver-
bündeten gegen die Sowjetunion ge-
winnen, die anzugreifen sein Ziel zur
Eroberung von „Lebensraum im Osten“
war. Wie er dem italienischen Bundes-
genossen das deutsch besiedelte Südti-
rol überließ, war Hitler auch gegenüber
Polen zu pragmatischen Zugeständnis-
sen für die Erreichung seines großen

Ziels bereit. Lediglich Danzig und einen
Zugang zu Ostpreußenwollte er haben.
Diese „legitimen“ Forderungen, von der
Forschung oftmals in Analogie zu ande-
ren offiziellen Beanspruchungen Hitlers
(Sudetenland vs. „Zerschlagung der
Rest-Tschechei“) als Propaganda gewer-
tet, sind dies wohl erst ab Frühjahr
1939, um Polen „ins Unrecht zu setzen“.
Gleichwohl muss die Frage gestellt wer-
den, wie der „Juniorpartner“ Polen,
immerhin nach der NS-Rassenideologie
ein Staat mit einer „minderwertigen“
Bevölkerung, nach dem „Endsieg“ be-
handelt worden wäre. So konstatierte
der ehemalige polnische Außenminister
Beck im rumänischen Exil rückbli-
ckend – freilich auch zur Rechtfertigung
seiner eigenen politischen Entscheidun-
gen: Wenn Polen mit dem Dritten Reich
zusammengegangen wäre, „hätten wir
Russland geschlagen und dann für Hit-
ler amUral die Kühe gehütet.“1)

Dass Polen sich nicht auf das Werben
des gefährlichen Nachbarn einließ und
auf diese Weise Hitler infolge des An-
griffs auf Polen in einen Krieg mit dem
Westen gezwungen wurde, den er gar
nicht führen wollte und der letztlich zu
seinem Untergang führte, darf in seiner
Bedeutung für den Verlauf der Weltge-
schichte nicht unterschätzt werden.

1) Zitiert nach: Marek Kornat: Polen zwischen Hitler
und Stalin. Studien zur polnischen Außenpolitik in
der Zwischenkriegszeit. Berlin/Brandenburg: be-
bra-Verlag 2012, S. 174
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Die Außenpolitik des Deutschen Reiches im Überblick
M 1.1 Deutsche Außenpolitik imWandel der Zeit – Mittel und Voraussetzungen

Außenpolitik ist der Versuch der Um-
setzung der Interessen eines Staates
durch bzw. im Kontakt mit anderen
Staaten unter Zugrundelegung der be-
stehenden Verhältnisse. Handwerks-
zeug des Außenpolitikers ist dabei
einerseits die Diplomatie, die bilatera-
len oder multilateralen Verhandlun-
gen, die zu Verträgen und Abkommen
führen. Diese Verträge können ernst
gemeint sein oder täuschen, stringent
sein oder einander widersprechen,
dauerhafte Zustände schaffen oder
nur für eine gewisse Zeit die Beziehun-
gen klären. In solchen Abkommen
können sich Nationen beispielsweise
der gegenseitigen Freundschaft versi-
chern, eine Zusammenarbeit auf ver-
schiedenen Gebieten vereinbaren,
Nichtangriffspakte oder Bündnisse für
den Konfliktfall schließen.
Dies weist auf das zweite Standbein
des Außenpolitikers: das Militär. Carl
von Clausewitz, der große Militärtheo-
retiker des 19. Jahrhunderts formu-
lierte: „Krieg ist eine bloße Fortset-
zung der Politik mit anderen Mitteln.“
Man darf nicht vergessen, dass das
Führen eines Angriffskrieges erst mit
den Nürnberger Kriegsverbrecherpro-
zessen 1945/46 zum Straftatbestand
erklärt wurde, nachdem es freilich
schon seit Ende des Ersten Weltkrie-
ges Bemühungen gegeben hatte, den
Krieg zu ächten (Briand-Kellogg-Pakt).
Dennoch ist bis in unsere Tage militä-
rische Abschreckung nach wie vor ein
übliches Mittel der Politik. Erklärte
Kriege zwischen zwei Nationen sind
dagegen unüblich geworden, die Ost-
ukraine oder der Irak, Syrien oder Af-
ghanistan sind Belege aus der jüngs-

ten Vergangenheit und Gegenwart,
dass Kriege oder kriegsähnliche Zu-
stände mittlerweile vorwiegend an-
ders begonnen werden.
In den 74 Jahren, die das Deutsche
Reich von 1871 bis 1945 bestand, gab
es jeweils ganz unterschiedliche Vor-
aussetzungen und Probleme, auf die
außenpolitisch unterschiedlich re-
agiert wurde. Zum einen war es ent-
scheidend, in welcher Position das
Deutsche Reich war, zum anderen,
welche Interessen und Ziele man in
Berlin hatte.
Nach dem gewonnenen Deutsch-Fran-
zösischen Krieg 1870/71 war Deutsch-
land eine Großmacht und wollte diese
Stellung halten. Hierzu versuchte Bis-
marck das Reich durch Verträge abzu-
sichern. Mit dem Regierungsantritt
Wilhelms II. veränderten sich die Zie-
le, nun beanspruchte Deutschland
mehr, wollte Weltmacht werden. Eine
Erweiterung des Bündnissystems auf
diplomatischem Wege wäre eine Mög-
lichkeit gewesen, eine andere die mas-
sive Aufrüstung, um hiermit seine In-
teressen durchzusetzen. Sowohl
Bismarck als auch vor allem Wilhelm II.
mussten feststellen, dass starke Staa-
ten eher Skepsis und Ängste hervorru-
fen und Konkurrenten zu Gegenreak
tionen veranlassen. Wenn starke Staa-
ten stärker werden (wollen), müssen
andere um die Wahrung ihrer Interes-
sen, in letzter Konsequenz um ihre
Unabhängigkeit fürchten. Die Formie-
rung einer gegnerischen Allianz ist die
logische Konsequenz.
Nach dem Ersten Weltkrieg lag
Deutschland am Boden, war weder
Großmacht, noch hatte es Bündnis-

partner oder nennenswertes Militär.
Unter diesen völlig veränderten Vor-
aussetzungen galt es, eine völlig ver-
änderte Außenpolitik zu führen. Iso-
lierte und schwache Staaten können
sich an starke anschließen und die
Rolle eines „Juniorpartners“ akzeptie-
ren oder sie können sich mit anderen
geschwächten Staaten zusammen-
schließen, um ihre Situation langfris-
tig zu verbessern. Dabei kann man die
Rahmenbedingungen anerkennen und
in deren zulässigen Grenzen (zu-
nächst) auf diplomatischem Wege ei-
ne Verbesserung der Situation anstre-
ben. Eine andere Möglichkeit ist die
der Täuschung und des Gegeneinan-
der-Ausspielens, schließlich die der
Aggression, des Krieges. Für die eine
Variante ist die Weimarer Republik
Beispiel, deren Ziel die Wiedererlan-
gung zumindest der alten Stellung
Deutschlands in Europa war, für die
andere Variante Hitlers Drittes Reich,
das letztlich die Weltherrschaft er-
strebte.
Dass teils diffuse Weltmachtfantasien
Deutschland zweimal in den Abgrund
rissen, hat zu einer reservierten Hal-
tung der Deutschen gegenüber Militär
und Krieg geführt und auch bloße
Machtpolitik als Triebfeder der Außen-
politik unmöglich gemacht. Deutsch-
land hat scheinbar seine Lektionen
aus der Geschichte gelernt. So postu-
liert das Auswärtige Amt heute auf sei-
ner Homepage: „Deutsche Außenpoli-
tik ist Friedenspolitik.“
Text: Alexander Begert

/////////////////////////////
Leitfragen/Arbeitsaufträge
1. Fassen Sie den Text mit eigenen Worten zusammen.
2. Erläutern Sie die grundsätzlichen Möglichkeiten, Außenpolitik abhängig von den Voraussetzungen zu be-

treiben.
3. Erarbeiten Sie die Phasen deutscher Außenpolitik. Legen Sie die Ergebnisse als Ausgangsthesen den Untersu-

chungen der verschiedenen Zeitabschnitte zugrunde und überprüfen Sie sie.
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M 2.5 Die europäischen Bündnisse 1871–1890 und 1890–1914 – ein Vergleich

Europäisches Bündnissystem in der Ära Bismarck

Europäisches Bündnissystem in derWilhelminischen Zeit

///////////////////////
Leitfragen/Arbeitsaufträge
1. Zeichnen Sie die verschiedenen Bündnisse der beiden Zeiträume in die Grafiken ein (M 2.5).
2. Analysieren Sie die Situationen vor und nach 1890 und vergleichen Sie sie.
3. Beurteilen Sie, inwiefern Bismarcks politische Ziele (vgl. M 2.1) realisiert werden konnten.
4. Bewerten Sie die Situation des Deutschen Reiches 1914.

1873 Drei-Kaiser-Abkommen zwischen demDeutschen Reich, Österreich-Ungarn und Russland

1877 Drei-Kaiser-Abkommenwird wegen Differenzen zwischen Österreich-Ungarn und Russland nicht erneuert

1879 Zweibund zwischen demDeutschen Reich undÖsterreich-Ungarn (bis 1918 in Kraft)

1881 Dreikaiserbündnis zwischen demDeutschen Reich, Österreich-Ungarn und Russland

1882 Dreibund: Deutsches Reich, Österreich-Ungarn und Italien (bis 1915 in Kraft)

1883 Rumänien tritt demDreibund bei (bis 1916 in Kraft)

1887 Dreikaiserbündnis wird wegen Differenzen zwischen Österreich-Ungarn und Russland nicht erneuert

1887 Rückversicherungsvertrag zwischen demDeutschen Reich und Russland

1887 Orientdreibund: Großbritannien, Österreich-Ungarn und Italien

1890 Rückversicherungsvertrag wird nicht erneuert

1894 Zweibund zwischen Russland und Frankreich

1896 Großbritannien scheidet aus demOrientdreibund aus.

1902 Neutralitätsabkommen zwischen Frankreich und Italien

1904 Entente cordiale zwischen Großbritannien und Frankreich

1907 Entente zwischen Großbritannien und Russland

Stand 1914

GB GB

DR DR

Ru Ru

ÖU ÖU

I I

F F

Zusammengestellt von Alexander Begert
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M 3.1 Rückblick und Neuausrichtung

a) Erinnerungen des deutschen Botschafters in Russland,
Hans Lothar von Schweinitz, anlässlich der Frage der Erneue-
rung des Rückversicherungsvertrages mit Russland:
[…] bescheiden, ehrlich und ernst erklärte er [Leo von Cap-
rivi, der neue Reichskanzler] mir, daß die größte Schwierig-
keit, vor der er jetzt stehe, die Frage wegen Erneuerung des
russischen Vertrages sei, denn er könne nicht wie Fürst Bis-
marck, nach dem bekannten Gleichnis Kaiser Wilhelms I.,
als Jongleur mit fünf Glaskugeln spielen, er könne nur zwei
Glaskugeln gleichzeitig halten. [...]
Aus: Denkwürdigkeiten des Botschafters General v. Schweinitz. Zweiter Band.
Berlin: Verlag von Reimar Hobbing 1927, S. 404

2. Teil: Das Wilhelminische Kaiserreich (1890–1918)

b) Aufzeichnung des Reichskanzlers Caprivi zum selben Vor-
gang (23.5.1890):
[…] Es soll in der Antwort an General von Schweinitz auf die
Unmöglichkeit, unserer öffentlichen Meinung gegenüber
ein kompliziertes Bündnissystem auch nach dem Ausschei-
den des Fürsten Bismarck aufrechtzuerhalten, hingewiesen
werden. Sekrete Bündnisse aber abzuschließen, verbiete
sich jetzt um so mehr, als das Verhalten des früheren
Reichskanzlers ohnehin Indiskretionen erleichtere, Unsi-
cherheit und Mißverständnisse fördere. Unsere Politik aber
könne und solle nur eine einfache sein. […]
Zit. nach: Johannes Lepsius u.a. (Hg.): Die Große Politik der Europäischen Kabi-
nette 1871–1914. 7 Band. Berlin: Deutsche Verlagsgesellschaft für Politik und Ge-
schichte 1924, Nr. 1378, S. 29

M 3.2 Die Nicht-Verlängerung des Rückver-
sicherungsvertrages (1890)
Aufzeichnung des Reichskanzlers von Caprivi (22.5.1890):
Eine Annäherung Deutschlands an Rußland also würde unsere
Verbündeten uns entfremden, England schädigen und unse-
rer eigenen Bevölkerung, die sich in den Gedanken des Drei-
bundes immer mehr eingelebt hat, unverständlich und un-
sympathisch sein.
Was gewönnenwir für diese Nachteile?WelchenWert hätte es,
wenn Rußland, wie Herr von Schweinitz sagt, sich mindestens
die ersten Wochen nach einem Angriff der Franzosen auf uns
ruhig verhielte? Diese Ruhe würde nicht so vollständig sein,
daß wir nicht einen Teil unserer Armee an der russischen
Grenze stehen lassenmüßten. […]
Man kann aber weiter an der Frage nicht vorübergehen: was
sind denn Bündnisse heutzutage überhaupt wert, wenn sie
nicht auf Interessengemeinschaft gegründet sind? [Es] redu-
ziert sich der Wert einer Allianz von Regierung zu Regierung
erheblich, wenn das Bündnis nicht die Stütze in der öffentli-
chenMeinung findet. […] Ob Herr von Giers oder wer sonst die
Geschäfte in Rußland leitet, keiner kann uns die Sicherheit ge-
ben, daß unser Bündnis mit Rußland nicht im gegebenen
Augenblick durch den Druck der Massen gesprengt wird. […]
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